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Vorwort 
 
Der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilien- 
unternehmen e.V. ist der größte wohnungs- und immobilienwirt-
schaftliche Branchendachverband in Deutschland. Die knapp 3.000 
Mitgliedsunternehmen, die im GdW und seinen Regionalverbänden 
organisiert sind, verwalten einen Mietwohnungsbestand von rund 
6 Millionen Wohnungen in Deutschland. Bei den Mitgliedsunter-
nehmen des GdW handelt es sich um rund 1.000 Kapitalgesellschaf-
ten und rund 2.000 Genossenschaften. 
 
Gleichzeitig ist der GdW Spitzen- und Prüfungsverband im Sinne des 
Genossenschaftsgesetzes. Insoweit koordiniert und vertritt er die 
Interessen der genossenschaftlichen Prüfungsverbände, die Mitglie-
der im GdW sind. 
 
Zu den Mitgliedern des GdW zählen auch 48 Wohnungsgenossen-
schaften mit Spareinrichtung. Diese Wohnungsgenossenschaften mit 
Spareinrichtung sind als Institute mit einer Erlaubnis lediglich zum 
Betreiben des Einlagengeschäfts vom Regelungswerk des Kredit-
wesengesetzes (KWG) betroffen. 
 
Diese 48 Wohnungsgenossenschaften mit Spareinrichtung betreiben 
als Kerngeschäft den Bau und die Bewirtschaftung von Genossen-
schaftswohnungen für ihre Mitglieder, sie sind also in wirtschaftlicher 
Hinsicht Wohnungsunternehmen. Formal gelten sie aber auch als 
Kreditinstitute im Sinne des KWG, da sie im Rahmen ihrer genossen-
schaftlichen Spareinrichtung Spareinlagen von ihren Mitgliedern und 
deren Angehörigen hereinnehmen (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 KWG) 
und diese Spargelder als Finanzierungsinstrument im genossenschaft-
lichen Wohnungsbau, also für die wohnliche Versorgung ihrer Mit-
glieder, einsetzen. Die Ausführung weiterer Bankgeschäfte ist diesen 
Genossenschaften nicht erlaubt. Diese Unternehmen gelten wegen 
ihres eingeschränkten bankwirtschaftlichen Erlaubnisbereichs auch 
nicht als CRR-Institute bzw. Einlagenkreditinstitute im Sinne der EU-
Vorschrift. 
 

Vor diesem Hintergrund der besonderen nicht banktypischen, son-
dern wohnungswirtschaftlichen Geschäftsstruktur der 48 Woh-
nungsgenossenschaften mit Spareinrichtung geben wir nachfolgende 
Stellungnahme ab. 
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0 
Präambel 
 
Der Arbeitsentwurf zum CRD IV – Umsetzungsgesetz enthält erstma-
lig eine gesetzliche Begriffsbestimmung, die die Wohnungsunter-
nehmen mit Spareinrichtung als solche und die Art der von ihnen 
betriebenen Bankgeschäfte definiert. Damit wird eine ausreichende 
Abgrenzung im Rahmen der Aufsichtsanforderungen gegenüber 
CRR-Instituten ermöglicht. Die vorgesehene gesetzliche Definition 
des Begriffs der Spareinlage für die Wohnungsunternehmen mit 
Spareinrichtung und den für Wohnungsunternehmen mit Sparein-
richtung geschaffenen eigenen Unterabschnitt zur Regelung der  
Eigenmittelanforderungen, der Liquiditätsanforderungen und weite-
rer Bereiche für Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung trägt 
den Besonderheiten des wohnungswirtschaftlichen Geschäftsmodells 
dieser Genossenschaften Rechnung. Wir begrüßen ausdrücklich den 
Arbeitsentwurf zur Neufassung des KWG, der die eingeschränkte 
Bankgeschäftstätigkeit der Wohnungsunternehmen mit Spareinrich-
tung berücksichtigt und den spezifischen wohnungswirtschaftlichen 
Gegebenheiten Rechnung trägt. Das historisch gewachsene Betrei-
ben von Bankgeschäften der Wohnungsgenossenschaften mit Spar-
einrichtung wird damit auch für die Zukunft gesichert. 
 
Im Zusammenhang mit den Anforderungen an die Eigenkapitalaus-
stattung können wir feststellen, dass die Zurechnung von Geschäfts-
guthaben und Rücklagen zum Kernkapital die wohnungsgenossen-
schaftlichen Besonderheiten berücksichtigt. Die Freistellung der 
Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung von den europäischen 
Vorgaben zum Kapitalerhaltungspuffer, zum antizyklischen Kapital-
puffer und zur kombinierten Kapitalpuffer-Anforderung entspricht 
der Tatsache, dass Wohnungsgenossenschaften mit Spareinrichtung 
gegenüber CRR-Instituten wohnungswirtschaftliche Geschäftsfelder 
bearbeiten und keine Universalbankfunktion innehaben. Vor diesem 
Hintergrund ist es auch sachgerecht, dass die §§ 13 bis 18 KWG, mit 
Regelungen zu Groß-, Millionen- und Organkrediten sowie der  
Offenlegung der wirtschaftlichen Verhältnisse von Kreditnehmern 
nicht anzuwenden sind. Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung 
haben keine Erlaubnis zum Betreiben des Kreditgeschäfts. 
 
Aufgrund der Größe und der Geschäftsstruktur der Wohnungsunter-
nehmen mit Spareinrichtung ist auch wichtig, dass die aufgrund von 
EBA-Guidelines in das KWG aufzunehmenden europäischen Rege-
lungen mit Pflichten zur Bildung unterschiedlichster Ausschüsse in-
nerhalb des Aufsichtsorgans für Wohnungsunternehmen mit Spar-
einrichtung keine Gültigkeit haben. 
 
Der vorliegende Arbeitsentwurf zur Änderung des KWG wird zu 
mehr Rechtssicherheit in der Aufsicht der Wohnungsunternehmen 
mit Spareinrichtung beitragen. 
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1 
Definition des Begriffs der Spareinlage 
§ 1 Abs. 35 Satz 2 KWG Fassung Arbeitsentwurf 
 
Einfügen Sätze 3 und 4 wie folgt: 
 
Sparbedingungen, die dem Kunden das Recht einräumen, über seine 
Einlagen mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten bis zu einem 
bestimmten Betrag, der jedoch pro Sparkonto und Kalendermonat 
2.000 Euro nicht überschreiten darf, ohne Kündigung zu verfügen, 
schließt deren Eigenschaft als Spareinlage nicht aus. Geldbeträge, die 
auf Grund von Vermögensbildungsgesetzen geleistet werden, gelten 
als Spareinlagen. 
 
Begründung: 
Die Definition des Begriffs der Spareinlage für die Wohnungsunter-
nehmen mit Spareinrichtung ist erforderlich, um die Bankgeschäfte 
abzugrenzen, die von Wohnungsgenossenschaften mit Spareinrich-
tung betrieben werden dürfen. Dies erfolgte bislang im Rahmen der 
BaFin-Verwaltungspraxis u.a. durch analoge Anwendung der für 
Kreditinstitute geltenden Bilanzierungsvorschrift für Spareinlagen in 
§ 21 Abs. 4 RechKredV auf Wohnungsgenossenschaften mit Sparein-
richtung, für die die RechKredV nicht gilt. Wir begrüßen ausdrücklich 
eine gesetzliche Definition des Begriffs der Spareinlage. In den vor-
liegenden Gesetzentwurf wurden allerdings nur die Regelungen des 
§ 21 Abs. 4 Satz 1 aufgenommen. Damit die Spareinrichtungen  kei-
nen Wettbewerbsnachteil gegenüber Einlagenkreditinstituten bzw. 
CRR-Instituten erleiden, beantragen wir die Ergänzung der gesetzli-
chen Definition durch Aufnahme der Regelungen in § 21 Abs. 4 Sät-
ze 2 und 3 RechKredV 
 
§ 1 Abs. 35 KWG Fassung Arbeitsentwurf 
Satz 2 Nr. 3 streichen 
 
Begründung: 
Die Verwaltungspraxis der BaFin gegenüber Wohnungsgenossen-
schaften mit Spareinrichtung zum Sachverhalt des Ausschlusses juris-
tischer Personen von der Möglichkeit, Spareinlagen zu begründen (§ 
21 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 RechKredV / § 1 Abs. 35 Satz 2 Nr. 3 KWG 
Fassung Arbeitsentwurf), war in der Vergangenheit nicht einheitlich. 
Einzelnen Wohnungsgenossenschaften mit Spareinrichtung wurde 
von Seiten des seinerzeitigen BAKred schriftlich bestätigt, dass die 
Beschränkungen des § 21 Abs. 4 Nr. 3 RechKredV, nämlich das 
grundsätzliche Verbot der Entgegennahme von Spareinlagen von 
juristischen Personen, für Wohnungsunternehmen mit Spareinrich-
tung nicht zum Tragen kommen. Stattdessen findet bei diesen Un-
ternehmen die ehemals in § 21 KWG gesetzliche Regelung Anwen-
dung, dass juristische Personen grundsätzlich Spareinlagen begrün-
den können, vorausgesetzt, sie geben eine Erklärung ab, dass die 
Einlagen der Ansammlung von Vermögen dienen und nicht dem 
betrieblichen Zahlungsverkehr. Vor diesem Hintergrund beantragen 
wir, die historischen Gegebenheiten zu berücksichtigen und die Aus-
schlussregelung in § 1 Abs. 35 Satz 2 Nr. 3 zu streichen. 
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2 
Definition des Begriffs "haftendes Eigenkapital" 
§ 51d Abs. 6 Nr. 2 KWG Fassung Arbeitsentwurf 
 
Redaktionelle Änderung: 
Streichen der Worte "zum Geschäftskapital" 
 
Begründung: 
§ 51d Abs. 6 definiert die Bestandteile des haftenden Eigenkapitals. 
Abgestellt wird dabei auf das harte Kernkapital. Zugelassen werden 
die Eigenkapitalbestandteile, über die die Wohnungsunternehmen 
mit Spareinrichtung bislang gemäß § 10 KWG verfügen. Darunter 
fällt auch der im Arbeitsentwurf unter der Nr. 2 genannte Bilanzge-
winn, soweit seine Zuweisung zum Geschäftskapital, zu den Rückla-
gen oder den Geschäftsguthaben beschlossen ist. Nachdem in Nr. 1 
die Bestandteile des haftenden Eigenkapitals mit den Bestandteilen 
Geschäftsguthaben und Rücklagen abschließend definiert sind, emp-
fehlen wir eine redaktionelle Anpassung. 
 
 
3 
Liquidität von Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung 
§ 51e Abs. 1 Satz 2 KWG Fassung Arbeitsentwurf 
 
§ 51e Abs. 1 Satz 2 wie folgt ergänzen: 
 
Nach dem Komma einfügen: Guthaben bei Kreditinstituten und er-
haltene unwiderrufliche Kreditzusagen von Kreditinstituten  
 
Begründung: 
Die Anforderungen an die Liquidität ergeben sich für CRR-Institute 
aus der EU-Verordnung. Wir begrüßen, dass die EU-Verordnung für 
Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung nicht zur Anwendung 
gebracht wird und für diese Genossenschaften eigene Liquiditätsan-
forderungen kodifiziert werden. Neben der im Arbeitsentwurf auf-
genommenen Besonderheit, dass Mietzahlungen, die in den nächs-
ten zwölf Monaten fällig werden, als Liquiditätszuflüsse berücksich-
tigt werden, ist es für Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung 
unabdingbar, dass Kontoguthaben bei Kreditinstituten und erhaltene 
unwiderrufliche Kreditzusagen von Kreditinstituten als Zahlungsmit-
tel Berücksichtigung finden. Im Rahmen der Liquiditätssteuerung 
stellen diese beiden Positionen für Wohnungsunternehmen mit Spar-
einrichtung die bedeutendste Größe dar. Vor dem Hintergrund, dass 
Wohnungsunternehmen mit Spareinrichtung vom Interbankenver-
kehr ausgeschlossen sind und die EU-Verordnung Guthaben bei Kre-
ditinstituten und erhaltene Kreditzusagen von Kreditinstituten als 
Liquiditätszuflüsse ausschließt, halten wir eine gesetzliche Normie-
rung dieser Besonderheit für Wohnungsunternehmen mit Sparein-
richtung für geboten.  
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